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Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzi 


Nr. 6 Ausgegeben Danzig, den 3, Februar 1934 
Inhalt: Verordnung betr. die Einkommenſteuer der nichtbuchführenden Landwirte. S. 29 

Rechtsverordnung zur Regelung der Rechtsverhältniſſe der Polizeibeamtgnss S. 31 
22 Verordnung 


betr. die Einkommenſteuer der nichtbuchführenden Landwirte. 
Vom 24. Januar 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 51 und 52 a in Verbindung mit $ 2a und b des Geſetzes zur Be⸗ 
hebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Ge⸗ 
ſetzeskraft verordnet: 

§8 1 

(1) Die Heranziehung der nichtbuchführenden Landwirte zur Einkommenſteuer erfolgt in verein⸗ 
fachter Form auf Grund von Pauſchſätzen, die zu Beginn des Kalenderjahres nach Anhörung des 
gemäß S 29 der Rechtsverordnung über die Erhebung einer Grundvermögenſteuer vom 24. 3. 1932 
gebildeten Feſtſtellungsausſchuſſes durch den Senat feſtzuſetzen und im Staatsanzeiger zu veröffentlichen 
ſind. 

(2) Die in Abſ. 1 genannten Steuerpflichtigen, die im voraufgegangenen Kalenderjahr neben dem 
Einkommen aus der Landwirtſchaft ſonſtiges Einkommen im Sinne des § 6 Abi. 1 Ziffer 2 und 3, 
ſowie Ziffer 5 bis 8 Eink. St. Geſ. im Betrage von mehr als 100 G bezogen haben, ſind nach den 
Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes zu veranlagen. Bei dieſer Veranlagung iſt das Einkommen aus 
der Landwirtſchaft unter Anwendung der Pauſchſätze gemäß SS 2 bis 6 in der Weiſe zu ermitteln, 
daß die Pauſchſätze des Erhebungszeitraums (8 8 Abſ. 1) bei der endgültigen Veranlagung des Vor⸗ 
jahres Anwendung finden. Das Gleiche gilt für Perſonen, die neben dem Einkommen aus der Land⸗ 
wirtſchaft Arbeitslohn beziehen, falls das Geſamteinkommen im abgelaufenen Kalenderjahr den Be⸗ 
trag von 10000 G überſteigt. 

(3) Für die nicht unter Abſ. 2 fallenden Steuerpflichtigen erfolgt die Heranziehung zu den Pauſch⸗ 
ſätzen nach den Vorſchriften dieſer Verordnung. Die Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes gelten 
hierbei nur inſoweit, als in Nachſtehendem nicht abweichende Beſtimmungen getroffen ſind. Das Gleiche 
gilt für den Rechtsnachfolger im Falle des §8 8 Abſ. 3, der ſonſtiges Einkommen lediglich bis zur 
Übernahme des landwirtſchaftlichen Betriebes bezogen hat. 


8 2 

(1) Die Höhe der Pauſchſätze richtet ſich nach den landwirtſchaftlichen Betriebsergebniſſen im lau⸗ 
fenden Wirtſchaftsjahr (1. Juli des Vorjahres bis 30. Juni des Erhebungszeitraumes im Sinne des 
§ 8 dieſer Verordnung). Die Unterlagen dafür ſind vom Steueramt gemäß 8 55 Abſ. 2 Eink. St. Geſ. 
zu beſchaffen. : 

(2) Das Steueramt iſt berechtigt, im Einvernehmen mit der Bauernkammer, landwirtſchaftliche 
Betriebe auszuwählen, die zu Vergleichszwecken beſonders geeignet ſind, und ihnen aufzugeben, 
nach einem vom Steueramt zu beſtimmenden Muſter genaue Aufzeichnungen über ihre Betriebsein⸗ 
nahmen und Betriebsausgaben, ſowie den Stand ihres landwirtſchaftlichen Betriebsvermögens zu führen. 
Die ausgewählten Betriebe unterliegen der Steueraufſicht nach den Vorſchriften des Steuergrund⸗ 
geſetzes. Die Eigentümer dieſer Betriebe erhalten als Erſatz für die ihnen durch die Führung der 
Aufzeichnungen entſtehenden beſonderen Unkoſten eine Abfindung, deren Höhe der Senat beſtimmt. 


8 3 
(1) Die Pauſchſätze find für jede Bodenklaſſe, die bei der Feſtſtellung des Steuerwertes des land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebsgrundſtücks nach den Vorſchriften der Grundvermögenſteuerverordnung gebildet 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 11. 2. 1934.) 
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it, beſonders und zwar in Rahmenform aufzuftellen. Sie find für je einen Hektar der zu einem land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb gehörenden Bodenfläche zu berechnen. Die Einſtufung innerhalb der Rahmen⸗ 
ſätze erfolgt nach freiem Ermeſſen. 

(2) Die feſtgeſetzten Rahmenſätze für den Hektar jeder Bodenklaſſe gelten einheitlich für das ge⸗ 
ſamte Gebiet der Freien Stadt Danzig. Aus beſonderen Gründen kann jedoch für einzelne bei der 
Bewertung der landwirtſchaftlichen Betriebe nach der Grundvermögenſteuerverordnung gebildete Wirt⸗ 
ſchaftsgebiete eine beſondere Regelung getroffen werden. 

(3) Anzuwenden find für jeden Betrieb die Rahmenſätze der Bodenklaſſe, in die der Betrieb bei 
der Feſtſetzung des Steuerwertes nach der Grundvermögenſteuerveranlagung letztmalig rechtskräftig ein⸗ 
geituft iſt. Im Falle des S 15 Abſ. 2 der Grundvermögenſteuerperordnung it der Rahmenſatz der 
Bodenklaſſe anzuwenden, der bei einer Feſtſetzung des Wertes nach Ertragswertklaſſen in Frage käme. 

(4) Im Falle der Verpachtung eines landwirtſchaftlichen Betriebes richtet ſich der Hektarſatz nach 
der Ertragswertklaſſe, in die der verpachtete Betrieb bei der Feſtſetzung des Steuerwertes auf Grund 
der Grundvermögenſteuerverordnung letztmalig eingeſtuft iſt. Für hinzugepachtete landwirtſchaftlich ge⸗ 
nutzte Flächen können die Hektarſätze in Anſatz gebracht werden, nach denen der Betrieb ihres Pächters 
zur Einkommenſteuer herangezogen wird. 


8 4 

Die Pauſchſätze ergeben den für das laufende Wirtſchaftsjahr erzielten Gewinn für den Hettar des 
landwirtſchaftlichen Betriebsvermögens einſchließlich der Entnahmen des Betriebsinhabers für außer⸗ 
betriebliche Zwecke ($ 10 Abſ. 2 Satz 2 Eink. St. Geſ.), des Nutzungswertes ſeiner Wohnung (8 23 
Ziff. 1 Eink. St. Geſ.) und der in § 23 Ziffer 2 Eink. St. Geſ. bezeichneten Bezüge, ſoweit fie bei 
Bemeſſung des Steuerwertes des landwirtſchaftlichen Betriebes nach der Grundvermögenſteuerverordnung 
berückſichtigt ſind. 

8 5 

(1) Zur Errechnung des Betriebsergebniſſes eines landwirtſchaftlichen Betriebes iſt der für ihn 
beſtimmte Hektarwert mit der Zahl der Hektare zu vervielfältigen, die er zu Beginn des Erhebungs⸗ 
zeitraumes (§ 8 Abſ. 1) einſchließlich der hinzugepachteten Flächen umfaßt. 

(2) Liegen wirtſchaftliche Verhältniſſe vor, durch die der Reinertrag des Betriebes weſentlich 
geſteigert wird, jo können zu dem gemäß Abſ. 1 ermittelten Pen vom Steueramt ange⸗ 
meſſene Zuſchläge feſtgeſetzt werden. 

8 6 

(1) Von dem nach $ 5 errechneten Geſamtgewinn find vor Feſtſetzung des Einkommens folgende 
Poſten abzuſetzen: 

a) Schuldzinſen und die übrigen nach 8 13 Abſ. 1 Ziff. 3 Eink. St. Geſ. abzugsfähigen Renten 
und dauernden Laſten in der ſich für das abgelaufene Kalenderjahr unter Beachtung des 8 9 
Eink. St. Geſ. ergebenden Höhe. 

b) Die Sonderleiſtungen im Sinne des $ 15 Eink. St. Geſ. in der ſich für das abgelaufene 
Kalenderjahr unter Beachtung des § 9 Einf. St. Geſ. ergebenden Höhe. 

(2) Hat während des abgelaufenen Kalenderjahres der Inhaber des landwirtſchaftlichen Betriebes 
gewechſelt, jo ſind die dem neuen Inhaber in dieſem Kalenderjahr nach Abſ. 1 zuſtehenden Abzüge 
in der Weiſe zu berechnen, daß die Ausgaben nach dem Beſitzwechſel auf ein volles Jahresergebnis um⸗ 
zurechnen ſind. Angefangene Monate ſeiner Beſitzzeit werden dabei als volle Monate gerechnet. 


87 
(1) Für die Gewährung der jozialen Ermäßigung nach § 46 Eink. St. Geſ. iſt maßgebend der 
Familienſtand zu Beginn des Erhebungszeitraumes und ihre geſetzliche Höhe im abgelaufenen Ka⸗ 
lenderjahr. § 46 Abſ. 6 Eink. St. Geſ. findet mit der Maßgabe Anwendung, daß die Einkommen⸗ 
ſteuer nicht feſtgeſetzt wird, wenn das nach den Vorſchriften des $ 5 ermittelte Betriebsergebnis den 
Betrag von 600 G im Jahr nicht überſteigt. § 47 Eink. St. Geſ. findet mit der Maßgabe Anwen⸗ 
dung, daß nur ſolche wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu berückſichtigen ſind, die in dem abgelaufenen Ka⸗ 
lenderjahr eingetreten ſind. 
(2) Hinſichtlich der anzuwendenden Steuerſätze iſt maßgebend ihre geſetzliche Höhe im abgelaufenen 
Kalenderjahr. 
Ss 8 
(1) Der nach den Grundſätzen der SS 5 bis 7 berechnete Steuerbetrag iſt die endgültige Ein⸗ 
kommenſteuerſchuld desjenigen Kalenderjahres, zu Ale Beginn die Feſtſetzung der Pauſchſätze gemäß 
SS 2 bis 4 erfolgt (Erhebungszeitraum). 
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(2) Steuerſchuldner iſt der Betriebsinhaber zu Beginn des Erhebungszeitraumes, im Falle der 
Verpachtung eines landwirtſchaftlichen Betriebes oder der Hinzupachtung landwirtſchaftlicher Flächen der 
Pächter. 

(3) Tritt im Laufe des Erhebungszeitraumes in der Perſon des Betriebsinhabers ein Wechſel ein, 
ſo wird dadurch die Feſtſetzung und Entrichtung der Pauſchſteuer nicht berührt. Den Parteien iſt es 
unbenommen, über die Entrichtung der Steuerſchuld im Innenverhältnis Vereinbarungen zu treffen. 
Dem Steueramt gegenüber haftet auch ein Rechtsnachfolger für die Entrichtung der ganzen Jahres⸗ 
ſteuerſchuld. 

(4) Die Steuerſchuld it zu je einem Viertel am 15. Mai und 15. Auguſt ſowie zur Hälfte am 
15. November zu entrichten. 

8 9 

(1) Beziehen Steuerpflichtige, deren Steuerſchuld gemäß S 8 Abſ. 1 endgültig feſtgeſetzt it, im 
Laufe des Erhebungszeitraumes ſonſtiges Einkommen im Sinne des § 1 Abſ. 2 ſo iſt das ſonſtige 
Einkommen, ſoweit es nicht bereits durch den Steuerabzug vom Arbeitslohn reſtlos erfaßt wird, nach 
den Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes zejondert zur Einkommenſteuer heranzuziehen. Abzüge nach 
§ 46 Einf. St. Geſ. dürfen nur inſoweit zugelaſſen werden, als fie nicht bereits bei der Pauſchbeſteuerung 
berückſichtigt ſind. Bei der ſteuerlichen Erfaſſung des zuſätzlichen Einkommens bleibt das durch die 
Pauſchſteuer erfaßte landwirtſchaftliche Einkommen unberückſichtigt. 

(2) Hat der Rechtsnachfolger im Falle des §8 8 Abſ. 3 im Erhebungszeitraum ſonſtiges Einkommen 
im Sinne des § 1 Abſ. 2, ſo findet Abſ. 1 entſprechende Anwendung. 


8 10 


(1) Das nach den Grundſätzen des § 6 ermittelte landwirtſchaftliche Einkommen dient als Be⸗ 
ſteuerungsgrundlage auch für die Erhebung des Notzuſchlages (Verordnung über die Erhebung eines 
Notzuſchlages zur Einkommen- und Körperſchaftsſteuer in der Faſſung vom 25. 2. 1933 (Geſ. Bl. S. 93) 
im Erhebungszeitraum. 

(2) Die nach den Vorſchriften dieſer Verordnung zu landwirtſchaftlichen Pauſchſätzen heran⸗ 
gezogenen Steuerpflichtigen haben auch den Notzuſchlag, die Umſatzſteuer und die Vermögenſteuer ab⸗ 
weichend von der in den betreffenden Geſetzen getroffenen Regelung zu den in § 8 Abſ. 3 vorgeſehenen 
Zahlungsterminen und in der dort beſtimmten Verteilung zu entrichten. 

8 11 
Dieſe Verordnung tritt an dem Tage ihrer Verkündung und mit der Maßgabe in Kraft, daß 
a) ihre Vorſchriften erſtmalig für das Kalenderjahr 1934 Anwendung finden; 


b) für die Veranlagung der Steuerpflichtigen im Sinne des § 1 Abſ. 2 für das Kalenderjahr 
1933 die Verordnung betr. Abgeltung der von den nichtbuchführenden Landwirten für die 
Jahre 1931 bis 1933 zu erhebenden Einkommen- und Umſatzſteuer vom 10. 10. 1933 (G. Bl. 
S. 497) Anwendung findet; 


c) bei der erſten Veranlagung zur landwirtſchaftlichen Pauſchſteuer von den Erforderniſſen des 
§ 3 abgeſehen werden kann. 


Danzig, den 24. Januar 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


23 Rechts verordnung 
zur Regelung der Rechtsverhältniſſe der Polizeibeamten. 
Vom 5. Januar 1934. 

Auf Grund von 8 1 Ziffer 21 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 

vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Geltungsbereich 
8 1 N 
(1) Polizeibeamte im Sinne dieſer Verordnung ſind die Vollzugsbeamten der Landespolizei, 


der Schutzpolizei, der Landjägerei, der Kriminalpolizei und der Schiffahrtspolizei, die Beamten gleicher 
Art im Polizeidienſt der Gemeinden ſowie die ſtaatlichen Polizeigefängnisbeamten. Auf ſie finden die 
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allgemeinen Staats⸗ und Kommunalbeamtengeſetze inſoweit Anwendung, als in dieſer Verordnung 
nichts anderes beſtimmt iſt. 
(2) Der Senat ſetzt in den Ausführungsbeſtimmungen feſt, welche Polizeibeamten im Sinne des 
Abſatzes 1 als Vollzugsbeamte zu gelten haben. 
8 2 
Soweit in dieſer Verordnung eine Regelung nicht erfolgt iſt, erläßt der Senat die allgemeinen 
Vorſchriften über Einſtellung, Anſtellung, Ausbildung und Beförderung der Polizeibeamten und be- 
ſtimmt, inwieweit die Erlangung beſtimmter Dienſtgrade von der Ablegung von Prüfungen abhängig iſt. 


Erſter Teil 
Rechtsſtellung der Polizeibeamten 


Erſter Abſchnitt 
Allgemeine Vorſchriften 


1. Anſtellung 


83 
(1) Bis zum Ablauf des zehnten Polizeidienſtjahres erfolgt die Anſtellung der Polizeibeamten auf 
Kündigung. Das kündbare Anſtellungsverhältais verlängert ſich um ein Jahr, wenn nach Ablauf der 
zehn Jahre ein Strafverfahren oder ein Dienſtſtrafverfahren (förmliches oder Dienſtſtrafermittelungs⸗ 
verfahren) gegen den Beamten ſchwebt. 
(2) Nach Ablauf der in Abſ. 1 bezeichneten Zeit werden die Polizeibeamten lebenslänglich an- 
geſtellt. 
2. Kündigung 
8 4 ' 
(1) Den Polizeibeamten in kündbarer Stelle gegenüber beſteht bis zum Ablauf des dritten Dienſt⸗ 
jahres ein freies Kündigungsrecht. 
(2) Nach Ablauf des dritten Dienſtjahres kann ihnen gekündigt werden 

a) beim Nachweiſe wiſſentlich falſcher Angaben über die perſönlichen Verhältniſſe bei der Ein⸗ 
ſtellung, 

b) bei eigenmächtigem Fernbleiben vom Dienſt über fünf Tage hinaus, 

c) bei Dienſtverweigerung, 

d) bei rechtskräftiger Verurteilung zu einer Gefängnisſtrafe oder einer Geldſtrafe, wenn auf dieſe 
anſtelle der an ſich verwirkten Gefängnisſtrafe erkannt iſt, 

e) bei ſchwerem oder wiederholten Verſtoße gegen die Manneszucht, den Zuſammenhalt oder das 
Anſehen der Polizei in und außer dem Dienſt, bei vorſätzlicher oder grobfahrläſſiger Verletzung 
der Amtsverſchwiegenheit, 

f) bei ſchwerem oder wiederholtem Mißbrauch der Dienſtgewalt gegenüber einem Untergebenen, 
ſowie bei Verletzung der Pflicht zur Dienſtaufſicht durch Duldung dieſes Mißbrauchs, insbe⸗ 
ſondere durch Unterlaſſung einer Meldung 

(3) Ein Anſpruch auf Ruhegehalt oder Überführung ſteht dem Polizeibeamten im Falle der 
Kündigung gemäß Abſ. 2 nicht zu. 
85 
(1) Dem Polizeibeamten kann bis zur lebenslänglichen Anſtellung — unbeſchadet eines etwaigen 
Anſpruchs auf Ruhegehalt — wegen Dienſtunfähigkeit gekündigt werden. 
(2) Dienſtunfähigkeit liegt nur vor, wenn nach polizeiärztlichem Urteile die Wiederherſtellung der 
Dienſtfähigkeit innerhalb Jahresfriſt nicht zu erwarten iſt. 


3. Kündigungs verfahren 
8 6 

(1) Die Kündigung iſt in den Fällen des § 4 Abf. 2 an keine Friſt gebunden. 

(2) In allen anderen Fällen hat die Kündigung während der erſten drei Dienſtjahre mit der 
Friſt von einem Monat, im übrigen mit der Friſt von drei Monaten zu erfolgen. Die Friſten können 
auf Verlangen des Polizeibeamten verkürzt werden. 

(3) Alle Entlaſſungen ſollen möglichſt zum Monatsende erfolgen. 
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8 7 
(1) Für die Kündigung iſt der Leiter der Behörde zuſtändig. 
(2) Die Kündigung iſt dem Polizeibeamten ſchriftlich zu behändigen, ſie muß mit Gründen ver⸗ 
ſehen ſein. 
5 8 8 
(1) Gegen die Kündigung ſteht dem Polizeibeamten das Recht der Beſchwerde an den Senat zu 
und zwar innerhalb der Friſt von einer Woche. 
(2) Die Entlaſſung darf außer in den Fällen des § 4 Abſ. 2 erſt erfolgen, wenn die Beſchwerde 
zurückgenommen oder zurückgewieſen iſt. 
(3) Im Falle der Beſchwerde gegen eine Kündigung aus 8 5 iſt vom Senat das Gutachten eines 
zweiten beamteten Arztes einzuholen. 
4. Altesgrenze 
8 9 
Die unkündbaren Polizeibeamten treten mit dem auf die Vollendung des 60. Lebensjahres fol⸗ 
genden 1. April oder 1. Oktober kraft Geſetzes in den Ruheſtand. 
5. Heilfürſorge 
§ 10 
(1) Der Senat kann die Polizeibeamten verpflichten, für ihre Perſon, ihre Ehefrauen und ihre 
Kinder einer Krankenkaſſe beizutreten. 
(2) Dies gilt nicht, inſoweit nach Maßgabe dieſer Verordnung Anſpruch auf freie ärztliche Ver⸗ 
ſorgung beſteht. 
8 11 
(1) Es haben Anſpruch auf freie ärztliche Verſorgung: 
a) die Beamten der Landespolizei, 
b) die kündbar angeſtellten und die im Wachtmeiſterrange ſtehenden unkündbar angeſtellten Be⸗ 
amten der Schutzpolizei, 
c) die Offiziere der Landes⸗ und Schutzpolizei. 
(2) Die Angehörigen der im Ab. (1) bezeichneten Beamten haben Anſpruch auf freie ärztliche Ver⸗ 
ſorgung nur nach Maßgabe des Staatshaushaltsplans. 
6. Dienſtkleidung 
8 12 
Inſoweit den Polizeibeamten Dienſtkleidung, Unterkunft oder Verpflegung gewährt wird, iſt für 
den Umfang dieſer Leiſtungen und ihre Anrechnung auf das Dienſteinkommen der Staatshaushaltsplan 


maßgebend. 
8 13 


Für die Beamten der Landespolizei und für die Offiziere der Landespolizei, der Schutzpolizei und 
der Landjägerei gelten die Vorſchriften dieſes Abſchnittes nur inſoweit, als ſich nicht aus dem zweiten 
und dritten Abſchnitte beſonderes ergibt. 

Zweiter Abſchnitt 
Beamte der Landespolizei 
: 8 14 

(1) Der Einſtellung als Beamter der Landespolizei hat eine dreijährige Anwärterdienſtzeit vor⸗ 

auszugehen. Die Anſtellung erfolgt auf Kündigung Die Anſtellungs- und Dienſtverhältniſſe während 


der Anwärterzeit werden durch den Senat geregelt. 

(2) Nach Ablauf von neun Dienſtjahren als Beamter erwerben die Beamten der Landespolizei 
einen Anſpruch auf Überführung in eine lebenslängliche Beamtenſtelle des Polizeidienſtes, der Ein⸗ 
wohnerwehr oder des Zivildienſtes des Staates, der Gemeinden, der Gemeindeverbände oder der Kör- 


perſchaften des öffentlichen Rechts. 
(3) Der Senat hat das Recht, ſchon vor Ablauf der in Abſ. 2 beſtimmten Zeit Beamte der 


Landespolizei in andere Beamtenſtellen zu überführen. 
8 15 
Lehnt ein Beamter der Landespolizei im zweiten Wiederholungsfalle die ihm gemäß $ 14 ange 
botene Stelle ab, fo kann ihm gekündigt werden. Der Ablehnung ſteht das Nichterfüllen der Bedin⸗ 


— 
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gungen für die angebotene Stelle gleich. Ein Anſpruch auf Ruhegehalt ſteht dem Beamten in dieſem 
Falle grundſätzlich nicht zu, doch kann der Senat Ausnahmen zulaſſen. 


Ss 16 
(1) Die Beamten der Landespolizei ſind zum gemeinſamen Wohnen in Polizeiuaterkünften ver⸗ 
pflichtet. Der Kommandeur der Landespolizei kann Ausnahmen zulaſſen. 
(2) Der Senat kann für die Beamten der Landespolizei über die Art der Auszahlung der Be— 
ſoldungsbezüge beſondere Beſtimmungen treffen, ſoweit es die Eigenart der Landespolizei erfordert. 


8 17 
(1) Der Beamte der Landespolizei bedarf zur Eingehung einer Ehe der Genehmigung des Kom— 
mandeurs. Dieſe Genehmigung iſt in der Regel vor Vollendung des 27. Lebensjahres nicht zu erteilen. 
(2) Gegen die Verweigerung der Genehmigung iſt die Beſchwerde an den Senat zuläſſig. 


8 18 
(1) Dem Beamten der Landespolizei kann außer in den Fällen der SS 4, 5 auch dann gekündigt 
werden: 

a) wenn der Beamte die für ſeine dienſtliche Verwendung nötigen Fähigkeiten zum richtigen Ver⸗ 
halten und Wirken, insbeſondere die für den Dienſt erforderliche geiſtige und körperliche Friſche, 
ſowie die Kraft zu ſchnellem Entſchluß und energiſchem Handeln nach dem Urteile der Dienſt⸗ 
vorgeſetzten nicht oder nicht mehr beſitzt; 

b) bei Eingehung einer Ehe entgegen den Beſtimmungen des $ 17. 

(2) Das Kündigungsverfahren regelt ſich nach § 6 ff. 


Dritter Abſchnitt 
Offiziere der Landespolizei, der Schutzpolizei und der Landjägerei 
8 19 

(1) Offiziere werden nach zwölfjähriger Geſamtdienſtzeit lebenslänglich angeſtellt. Bis zu dieſem 
Zeitpunkt kann ihnen aus einem der in SS 4, 5, 18 bezeichneten Grunde gekündigt werden. 

(2) Für die Kündigung gegenüber Offizieren iſt der Senat zuſtändig. 

(3) Erfolgt die Kündigung auf Grund des § 5, jo hat der Senat auf Verlangen des Gekündigten 
das Gutachten eines zweiten beamteten Arztes einzuholen. 

(4) Im übrigen gelten die Vorſchriften der SS 6 und 7 Abi. 2. 


Ss 20 
Offiziere bedürfen zur Eingehung einer Ehe der Genehmigung des Senats. Dieſe Genehmigung 
iſt in der Regel vor Vollendung des 27. Lebensjahres nicht zu on 


8 21 
(1) Offiziere treten mit dem auf die Erreichung der Höchſtaltersgrenze ihres Dienſtgrades folgenden 
erſten April oder erſten Oktober kraft Geſetzes in den Ruheſtand, falls ſie nicht in andere Beamten⸗ 
ſtellen, welche ihrer Stellung entſprechen, überführt werden. Wird die Höchſtaltersgrenze erſt mit Voll⸗ 
endung des ſechzigſten Lebensjahres erreicht, jo findet eine Überführung in andere Beamtenſtellen nicht 
mehr ſtatt. 
(2) Die Höchſtaltersgrenzen ſind 
I. bei Offizieren der Landespolizei: 
a) für Offiziere bis zum Hauptmann einſchließlich das vollendete 48. Lebensjahr, 
b) für Offiziere vom Major an aufwärts das vollendete 55. Lebensjahr; 
II. bei Offizieren der Schutzpolizei und der Landjägerei: 
a) für Offiziere bis zum Hauptmann einſchließlich das vollendete 55. Lebensjahr, 
b) für Offiziere vom Major an aufwärts das vollendete 60. Lebensjahr. 


8 22 
Der Senat kann in beſonderen Fällen die Wirkung der im § 21 vorgeſchriebenen Altersgrenzen 
bis zu einem ſpäteren Zeitpunkt hinausſchieben, jedoch nicht über den Zeitpunkt der Vollendung des 
60. Lebensjahres hinaus. 
8 23 
() Offiziere der Landespolizei können auch vor Erreichung des Höchſtdienſtalters in den Ruhe⸗ 
ſtand verſebt werden, wenn ſie die für ihre dienſtliche Verwendung nötigen Fähigkeiten zum richtigen 
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Verhalten und Wirken, insbeſondere die für den Dienſt erforderliche geiftige und körperliche Friſche, ſo⸗ 
wie die Kraft zu ſchnellem Entſchluß und energiſchem Handeln nicht beſitzen. Dieſe Vorausſetzung it 
unter Würdigung des Urteils der Dienſtvorgeſetzten durch den Senat feſtzuſtellen. 
(2) Anſtelle der Verſetzung in den Ruheſtand kann die Überführung in eine andere Beamtenſtelle 
erfolgen, jedoch nicht mehr nach Vollendung des 55. Lebensjahres. 


Zweiter Teil 
Beſondere Pflichten und Dienſtſtrafen 
1. Amtspflichten 
8 24 
Der Polizeibeamte iſt verpflichtet, in unbedingtem Gehorſam gegen die verfaſſungsmäßige Regie⸗ 
rung, die beſtehenden Geſetze, ſowie die öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ordnung mit Einſatz ſeiner 
ganzen Perſönlichkeit zu ſchützen. 
2. Dienſtſtrafen 
Ss 25 
Hinſichtlich aller Pflichtverletzungen unterliegen die Polizeibeamten den Vorſchriften des Geſetzes 
betr. die Abänderung von Vorſchriften des Diſziplinarrechts vom 6. Juli 1923 nebſt ſeinen Anderungen, 
ſofern nicht in dieſer Verordnung abweichende Beſtimmungen getroffen ſind. 


§ 26 
(1) Dienſtſtrafen ſind 
a) Warnung, 
b) einfacher Verweis, 
c) ſtrenger Verweis, 
d) Geldbuße, 
e) Entfernung aus dem Amte (Dienſtentlaſſung). 

(2) Gegen Beamte der Landespolizei darf eine Geldbuße nicht verhängt werden. 

(3) Der Senat kann den Kommandeur der Landespolizei ermächtigen, anſtelle der unter a) bis c) 
vorgeſehenen Ordnungsſtrafen oder neben dieſen andere diſziplinare Maßnahmen zu verhängen. Er 
kann über die Art der Bekanntgabe der Dienſtſtrafen für den Dienſtbereich der Landespolizei von den 
ſonſtigen Vorſchriften, auch denen des § 27, abweichende Anordnungen erlaſſen. 


8 27 


Der ſtrenge Verweis wird erteilt vor verſammelter Beamtenſchaft der Dienſtſtelle, der Hundert⸗ 
ſchaft oder des kleineren örtlichen Verbandes. 


§ 28 
Geldbußen können verhängt werden 
a) vom Senat bis zur Höhe des monatlichen Dienſteinkommens, 
b) vom Behördenleiter bis zur Höhe von einem Drittel des monatlichen Dienſteinkommegs. 


8 29 
(1) Gegen die Verhängung der Dienſtſtrafen ſteht dem Betroffenen das Recht der Beſchwerde zu, 
ſofern die Strafe nicht unmittelbar vom Senat verhängt iſt. Die Beſchwerde iſt innerhalb einer Aus⸗ 
ſchlußfriſt von drei Tagen nach Bekanntgabe der Strafe, jedoch früheſtens am Tage nach der Be⸗ 
kanntgabe auf dem Dienſtwege ſchriftlich oder zu Protokoll anzubringen. 
(2) Gegen die nach Maßgabe des $ 26 Abſ. 3 vom Kommandeur des Landespolizei verhängten 
beſonderen diſziplinaren Maßnahmen findet eine Beſchwerde nicht ſtatt. 


Ss 30 : 

Der Senat oder der Leiter der Behörde kann den Polizeibeamten, deren vorläufige Dienſtent⸗ 
hebung nach den Vorſchriften des Diſziplinargeſetzes erfolgt iſt, den Anſpruch auf Bekleidung, das 
Tragen von Dienſtkleidung, den Aufenthalt in den Polizeiunterkünften und die Führung dienſtlicher 
Ausweiſe oder Abzeichen verbieten. 
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Dritter Teil 
Verſorgung 
1. Ruhegehalt 
§ 31 
Der Anſpruch der Polizeibeamten auf Ruhegehalt und ihre Verſetzung in den Ruheſtand beſtimmen 
ſich nach dem Geſetz über die Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in den Warte- und Ruhe⸗ 
ſtand vom 23. Februar 1926 nebſt ſeinen Anderungen und Ergänzungen, ſoweit ſich nicht aus dieſer 
Verordnung ein anderes ergibt. 
8 32 
(1) Das Ruhegehalt der Offiziere und der kündbaren Polizeibeamten beträgt nach vollendeter, 
ruhegehaltsfähiger, zehnjähriger Geſamtdienſtzeit 35 Hundertſtel und ſteigt mit jedem weiteren Dienſt⸗ 
jahre bis zum vollendeten fünfundzwanzigſten Dienſtjahre um 2 Hundertſtel und von da bis zum voll⸗ 
endeten dreißigſten Dienſtjahre um 3 Hundertſtel bis auf 80 Hundertſtel des ruhegehaltsfähigen Dienſt⸗ 
einkommens. 
(2) Von dem auf die Vollendung des 65. Lebensjahres folgenden 1. April oder 1. Oktober ab 
beträgt das Ruhegehalt höchſtens 75 vom Hundert. 


2. Unfallfürſorge 
8 33 

(1) Die Vorſchriften des Unfallfürſorgegeſetzes für Beamte und Perſonen des Soldatenſtandes 
vom 18. Juni 1901 (R. G. Bl. S. 24) und feiner Anderungen finden auf Dienſtunfälle der Polizei- 
beamten Anwendung. Als Dienſtunfall gilt jede Beeinträchtigung der körperlichen Unverſehrtheit, die 
der Betroffene in Ausübung oder infolge ſeines Dienſtes erleidet. 

(2) Beträgt die Unfallpenſion nicht mindeſtens 20 vom Hundert des ruhegehaltsfähigen Dienſt— 
einkommens mehr, als das Ruhegehalt nach der ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit, ſo tritt eine Erhöhung 
der Unfallpenſion um 20 vom Hundert des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens ein, jedoch darf der 
Höchſtſatz von insgeſamt 80 bezw. 75 vom Hundert des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens nicht 
überſchritten werden. 

(3) Dit der Beſchäftigte infolge Unfalls nicht nur völlig dienſt⸗ oder erwerbsunfähig, ſondern 
auch derart hilflos geworden, daß er ohne fremde Wartung und Pflege nicht beſtehen kann, ſo iſt für 
die Dauer dieſer Hilfloſigkeit die Unfallpenſion auf 100 vom Hundert des Dienſteinkommens zu erhöhen. 

(4) Im Falle der Beſſerung der Erwerbsfähigkeit eines mit Unfallpenſion nach $ 1 Abſ. 2 des 
Unfallfürſorgegeſetzes ausgeſchiedenen Polizeibeamten tritt eine Minderung der Unfallpenſion in ent⸗ 
ſprechendem Maße ein, jedoch nicht unter den Betrag des Ruhegehalts nach der ruhegehaltsfähigen 
Dienſtzeit. Einem Penſionsempfänger, der ſich ohne triftigen Grund den geforderten Nachunter⸗ 
ſuchungen nicht unterwirft, kann die Unfallpenſion ganz oder teilweiſe entzogen werden. 


8 34 
Anſtelle der Erſtattung von Koſten des Heilverfahrens im Sinne des § 1, letzter Abſatz des 
Unfallfürſorgegeſetzes kann Heilbehandlung gewährt werden. Die näheren Beſtimmungen darüber und 
über das etwaige teilweiſe Ruhen der Unfallpenſion während der Heilbehandlung trifft der Senat. 


Ss 35 

(1) Hat im Falle des Ausſcheidens nach § 1, Abſ. 2 des AUnfallfürſorgegeſetzes der Beſchädigte 
eine die Heilbehandlung betreffende Anordnung ohne geſetzlichen oder ſonſt triftigen Grund nicht be- 
folgt, und wird dadurch ſeine Erwerbsfähigkeit ungünſtig beeinflußt, ſo kann ihm die Unfallpenſion 
auf Zeit ganz oder teilweiſe verſagt werden, wenn er auf dieſe Folge ſchriftlich hingewieſen worden iſt, 
jedoch nicht unter den Betrag des Ruhegehalts nach der ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit. 

(2) Zur Duldung von Operationen, die einen erheblichen Eingriff in die körperliche Unverſehrt⸗ 
heit bedeuten, kann der Beſchädigte nicht gezwungen werden. 


3. Kapitalabfindung 
S 36 
Offiziere können als Ruhegehaltsempfänger auf ihren Antrag zum Erwerb oder zur wirtſchaftlichen 
Stärkung eigenen Grundbeſitzes oder zur Erleichterung des Berufswechſels durch Zahlung eines Kapi⸗ 
tals abgefunden werden. Die Kapitalabfindung iſt auf das für einen Zeitraum von 10 Jahren zuſtehende 
Ruhegehalt beſchränkt. Der zu kapitaliſierende Teilbetrag darf die Hälfte des 1 Ruhegehalts 
nicht überſteigen. 
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§ 37 
Der Senat entſcheidet über Anträge auf Kapitalabfindung. Er ſetzt im Einzelfalle die die be⸗ 
ſtimmungsgemäße Verwendung des Kapitals ſichernden Maßnahmen feſt und beſtimmt bei der Ab⸗ 
findung, unter welchen Bedingungen durch Rückzahlung der entſprechenden Abfindungsſumme der durch 
die Kapitalabfindung erloſchene Ruhegehaltsanteil wieder auflebt. 
4. Abfindungen 
Ss 38 
(1) Dem ohne Ruhegehalt oder Unfallpenſion ausſcheidenden Polizeibeamten kann ein Entlaſſungs⸗ 
geld bis zur Höhe von 3000 G gewährt werden, wenn ſeine Entlaſſung auf Grund des S 5 oder des 
§ 18 Ta) nach einer Dienſtzeit von mehr als ſieben Jahren erfolgt. 
(2) Über die Gewährung des Entlaſſungsgeldes entſcheidet der Senat. 


§ 39 
Polizeibeamte, welche infolge Erreichung der Höchſtaltersgrenze in den Ruheſtand treten, erhalten 
bei Übertritt in den Ruheſtand eine Abfindung in Höhe der Hälfte des zuletzt bezogenen Jahresdienſt⸗ 
einkommens. 
5. Einmalige Amzugsentſchädigung 
8 40 
(1) Stirbt ein Polizeibeamter, ſo erhalten ſeine Witwe und ſeine Waiſen zur Erleichterung des 
Umzugs, ſoweit dieſer aus wirtſchaftlichen oder beruflichen Gründen erforderlich iſt, eine einmalige Um- 
zugsentſchädigung, wenn der Umzug innerhalb von zwei Jahren nach ſeinem Tode ausgeführt wird. 
Die Umzugsentſchädigung wird nach den für Verſetzte geltenden Beſtimmungen und in den Grenzen 
der für den Dienſtgrad des Verſtorbenen zahlbaren Beträge gewährt. 
(2) Bei einem Umzuge über die Grenze der Freien Stadt Danzig hinaus it die Umzugsentſchädi⸗ 
gung nur in der Höhe zu gewähren, wie ſie beim Umzuge bis an die Grenze zuſtändig geweſen wäre. 
(3) Eine Umzugsentſchädigung iſt nicht zu gewähren, wenn und jolange das Recht auf den Bezug 
der Hinterbliebenenbezüge ruht. 
Vierter Teil 
Kommunale Polizeibeamte 
8 41 
Die Pole der Gemeinden unterliegen dieſer Verordnung nur in dem aus 88 42 
bis 45 erſichtlichen Umfange. 
8 42 
Die Stellen im Polizeivollzugsdienſte der Gemeinden ſind grundſätzlich den Beamten der Landes⸗ 
polizei vorbehalten, ebenſo die Stellen im Polizeiverwaltungsdienſte der Gemeinden, ſoweit die poli⸗ 
zeilichen Dienſtgeſchäfte eine Arbeitskraft voll ausfüllen. 


8 43 
(1) Einem in den Polizeidienſt einer Gemeinde übernommenen Beamten der Landespolizei kann 
nur bis zur Vollendung des 32. Lebensjahres und nur noch i 
a) wegen Dienſtunfähigkeit unbeſchadet eines etwaigen Anſpruchs auf Ruhegehalt, 
b) aus einem der im 8 4 dieſer Verordnung unter b) bis f) bezeichneten Grunde 
gekündigt werden. | i 
(2) Die Kündigungsfriſt beträgt im Falle der Kündigung aus dem unter a) bezeichneten Grunde 
mindeſtens 3 Monate. Die Kündigung in den unter b) bezeichneten Fällen iſt an keine Friſt gebunden. 


8 44 
Im übrigen finden auf die Polizeibeamten der Gemeinden die SS 2, 9, 39 und 40 Anwendung. 


8 45 
(1) Die Gemeinden ſind verpflichtet, den Polizeibeamten Unfallfürſorge in einer den Grundſätzen 
des $ 33 entſprechenden Weiſe zu gewähren. Sie ſind ferner verpflichtet, die Anſtellung, Beſoldung und 
Verſorgung ihrer Polizeibeamten entſprechend den für ſtaatliche Polizeibeamte gleicher Art geltenden 
Geſetzen zu geſtalten. Vergleichbar in dieſem Sinne ſind nicht die kündbaren Polizeibeamten und die 
Offiziere. 
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(2) Die Aufſichtsbehörden können in Fällen erheblicher Verletzung der in Abſ. 1 enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen verlangen, daß eine entſprechende Regelung erfolgt. In Fällen des Widerſpruchs entſcheidet 
für Beamte der Amtsbezirke und Landgemeinden der Kreisausſchuß, im übrigen das Verwaltungs⸗ 
gericht. 

Fünfter Teil 
Übergangs: und Schluß vorſchriften 
8 46 

Solange bei der Schutzpolizei Beamte unter 7 Jahren Geſamtdienſtzeit vorhanden ſind, finden 
auf dieſe Beamten die Beſtimmungen der SS 16, 17 und 18 entſprechende Anwendung mit der Maß⸗ 
gabe, daß für die vorgeſehenen Ausnahmen und Genehmigungen der Polizeipräſident zuſtändig iſt. 

8 47 

Die bei Inkrafttreten dieſer Verordnung vorhanden geweſenen ungekündigten Beamten der Schutz⸗ 
polizei, die nach dem Polizeibeamtengeſetz vom 27. Juli 1923 den Anſpruch auf Überführung in eine 
lebenslängliche Beamtenſtelle des Zivildienſtes bereits erworben haben oder bei Fortbeſtehen des ge 
nannten Geſetzes erworben hätten, können dieſen Anſpruch durch ſchriftliche Erklärung wahren, die bis 
zum 31. März 1934 abgegeben werden muß. In dieſem Falle dauert das Anſtellungsverhältnis auf 
Kündigung bis zur endgültigen Ueberführung des Beamten fort und die Beſtimmung des § 12 Abſ. 1 
des Polizeibeamtengeſetzes vom 27. Juli 1923 behält Gültigkeit. 

8 48 

Bei Polizeibeamten, die zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung das 60. Lebensjahr bereits 
überſchritten haben, kürzt ich die einmalige Abfindung (§S 39) um ½ für jedes volle Lebensjahr, um 
das der Beamte das 60. Lebensjahr bereits überſchritten hat. 

8 49 

In Fällen, in denen aus den Vorſchriften dieſer Verordnung beſondere Härten ſich ergeben, kann der 
Senat einen Ausgleich gewähren. 

8 50 

Unter dieſe Verordnung fallen ſämtliche zurzeit ihres Inkrafttretens im Amt befindlichen Polizei⸗ 
beamten mit Ausnahme derjenigen Offiziere, welche zurzeit des Inkrafttretens der Verordnung dieſen 
Rang mindeſtens zwei Jahre bekleidet haben. Auf dieſe Offiziere findet das Polizeibeamtengeſetz vom 
27. Juli 1923 mit ſeinen Abänderungen und Ergänzungen in allen ſeinen Beſtimmungen Anwendung. 
Sie können jedoch innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieſer Verordnung ihre Unterſtellung unter 
die Verordnung beantragen. 

§ 51 
Die Durchführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung erläßt der Senat. 


8 52 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 5. Januar 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning v. Wnuck 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


